
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Nikolaus Scherak, Kollegin und Kollegen 

zum Bericht des Ausschusses für innere Angelegenheiten über die Regie­
rungsvorlage (582 d.B.): Fremdenrechtsänderungsgesetz 2015 - FrÄG 2015 
(610 d.B.) 

über die Regierungsvorlage (582 d.B.) betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das BFA-Einrichtungsgesetz, das BFA-Verfahrens-gesetz, das Asylgesetz 
2005, das Fremdenpolizeigesetz 2005, das Niederlassungs- und Aufenthaltsge­
setz und das Grundversorgungsgesetz - Bund 2005 geändert werden (Frem­
denrechtsänderungsgesetz 2015 - FrÄG 2015) (610 d.B.) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der dem Bericht des Ausschusses für innere Angelegenheiten (610 d.B.) über 
die Regierungsvorlage (582 d.B.) betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
BFA-Einrichtungsgesetz, das BFA-Verfahrens-gesetz, das Asylgesetz 2005, 
das Fremdenpolizeigesetz 2005, das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz 
und das Grundversorgungsgesetz - Bund 2005 geändert werden (Fremden­
rechtsänderungsgesetz 2015 - FrÄG 2015), angeschlossene Gesetzesentwurf 
wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 wird nach Z 8 folgende Z 8a eingefügt: 

"§ 9a lautet: "Bei der Anwendung dieses Bundesgesetzes ist das Wohl des Kindes, 
wie es insbesondere auch ilT) Übereinkommen über die Rechte des Kindes und im 
Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern vorgesehen ist, vorrangig zu 
berücksichtigen. '''' 

2. In Artikel 6 entfällt Z 6 (§ 2 Abs. 7 GVG-B). 

Begründung 

ad 1.: Das Prinzip des Kindeswohls ist in der Neufassung der EU­
Asylverfahrensrichtlinie in mehreren Bestimmungen verankert (vgl. Erwägungsgrund 
33, Art. 25 Abs. 1 lit. a, Art. 25 Abs. 6 sowie Art. 25 Abs. 6 lit. c). Es soll daher auch 
im BFA-VG ausdrücklich Erwähnung finden, damit sichergestellt ist, dass es in Asyl­
verfahren vorrangig berücksichtig werden muss. 

ad 2.: § 2 Abs. 7 neu sieht vor, dass Asylwerber, deren Beschwerde die aufschie­
bende Wirkung aberkannt wurde, ihren Anspruch auf Grundversorgung verlieren, 
sofern das Bundesverwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung nicht zuerkennt. 

AA-85 XXV. GP - Abänderungsantrag  (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



Die Berücksichtigung humanitärer und materieller Grundbedürfnisse ist eine wichtige 
Voraussetzung für faire Verfahren, da unversorgte AsylwerberJnnen zumeist nicht in 
der physischen und/oder psychischen Verfassung sind, ihr Verfahren bestmöglich zu 
führen. Dazu kommt, dass das Verarmen von AsylwerberJnnen unerwünschte so­
ziale und humanitäre Konsequenzen nach sich ziehen kann. Alle mittellosen Asyl­
werber_innen sollten daher Grundversorgungsleistungen erhalten; ein Ausschluss 
von den Leistungen der Grundversorgung sollte nur für die Dauer einer unentschul­
digten Abwesenheit möglich sein. Dieser hier neu geschaffene Verlusttatbestand ist 
daher zu streichen. 
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